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i" ^ ,e Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückqegebcn und e» wird keinerlei Berpfiich «ung zu irzentwelcher B,egiitung überuoniine« . ÄI>b«VelIui >z der 3 «i» .i. :i kann nur je di « 25. auf Olon^kSschluß erfolgen .

Okkenberzigkeiten deutscher
Kommunisten

gegenüber einem poln . Nationattstenblatt
Die Berliner kommunistische Parteileitung hat sich ge-

genüber dem Berliner Vertreter der hiesigen ausgespro -
chenen deutschfeindlichen und nicht minder ausgesprochen
antisozialistischen „Rzeczpospolita " außerordentlich of-
fenherzig über die nächsten Ziele der Partei und über
ihre Abhängigkeit von Moskau ausgesprochen . Herr
Korab - Kucharski schildert seinen Besuch folgender -
maßen : Die kommunistische Parteileitung bewohnt ein
ganzes Haus in der Rosenthalerstraße . Über dem Tor
befindet sich ein auf rotem Papier gedruckter Wahlauf -
ruf. Nachdem ich den Hof überschritten habe, auf dem
viele Arbeiter in Erwartung unbekannter Dinge fte -
hen , klopfe ich an eine Tür , auf der „Auskunftsstelle "
geschrieben steht. Und sogleich werde ich an Rußland
erinnert ; an einem langen Tisch sitzen 7—8 Leute , die
den Eindruck irgend eines Gerichtshofes machen. Ehe
sie eine Frage stellen und ehe sie eine Antwort geben,
flüstern sie sich geheimnisvoll ins Ohr und sehen mich
prüfend an . Alle sind gleich gekleidet und tragen braune
Sammetjacken. Unter ihnen sitzt zigarettenrauchend und
sich vichtig tuend ein vielleicht 1k jähriger Grünschnabel
und neben ihm ein älterer Mann mit einem langen ,
grauroten Bart mit lauter goldenen Zähnen . „Ich möchte
die Herren vom Zentralkomitee sehen" . Sie fangen an,
mich höflich nach Dokumenten zu fragen . Ich erfülle
diesen Wunsch . Endlich steht nach längeren Verhandlun -
gen der rotbärtige Herv auf und gibt dadurch zu verste-
hen, daß dieses Zerberustribunal seinen Spruch gefällt
hat : „Bit .e folgen Sie mir , die Genossen beenden ihre
Sitzung gerade und werden Sie empfangen "

. Nachdem
ich viele Korridore durchschritten und an lauter nume -
rierten Türen : vorbeigekommen bin , auf denen überall
„Eintritt verboten " steht, werde ich endlich in ein kleines
schmutziges ! Zimmer geführt , wo viele Personen nochlaut diskutieren . Besonders macht sich eine Dame be-
merkbar von stark semitischem Typus , mit wirren schwar-
zen Haaren . Diese ist, wie ich später erfahre , die Nach-
folgerin von Rosa Luxemburg , die schon berühmte kom-
munistische Führerin Fräulein Ruth Fischer. Ich befinde
mich hier in dem eigentlichen Nest der K.P .D ., im Sit -
zungssaale des Zentralkomitees . Offenbar hat die „Aus -
kunftsstelle die Herren und diese Dame hier telefonisch
von meinem Besuch benachrichtigt, da sie gar keine Ver -
wundrung an den Tag legen und mich höflich mit freund -
lichem Lächeln begrüßen . „Wir sind ausnahmsweisebereit, einen Vertreter der Bourgois -Presse zu empfan -
gen "

, sagt Ruth Fischer, „falls Sie sich natürlich ver-
Pflichten , unsere Erklärungen nicht zu entstellen " .
..Bitte "

, erwiderte ich lächelnd, „ die innerpolitischett
deutschen Verhältnisse sind mir wirklich gleichgültig . Ichkomme nur, um genaue Informationen zu erhalten .Wie ist das gegenwärtige Komitee geschaffen worden ,das, wie ich höre, eine völlige Umgestaltung der Kom -'
nunistischen Partei ist?"

Diese Frage beantwortet der Genosse Thellmann ,ein Hamburger Metallarbeiter : „Das alte Komitee istaufgelöst und nach dem geheimen Parteikongreß in
Frankfurt, der im März stattfand , beseitigt worden " .

"Wie kam es zu diesem Mißtrauensvotum ?"
Die Antworten kommen von allen Seiten : „Es warZu schwach , stand zu weit rechts, war zu gemäßigt , seinet ->vegen mißglückte der bewaffnete Aufstand in Sachsen, *|wenn es nicht bestanden hätte , hätten wir in Deutsch-land schon eine Räterepublik .

"
^ ie wurde die Liste des neuen Komitees aufge -

frage ich „Moskau hat uns eine fertige Liste
stellt ? "

übersandt, die mit großer Stimmenmehrheit angenom¬men wurde"
. „Darf man fragen , welches das Pro -

gramm des neuen Komitees ist, zunächst das parlamen -iarische und sodann das unmittelbare , aktive? "
„Unserparlamentarisches Programm "

, erklärte die Genossin
Fischer , „ist völlig negativ . Wir werden uns aufalle Weise bemühen , die Arbeit des Reichstages unmög -uch

. zu machen und so die Annahme des Sachverständigen -»erichts verhindern . Denn wir sind der Ansicht, daßAnnahme der Forderungen der Sachverständigendurch Deutschland eine Katastrophe für die Arbeiterklassewäre und alle Aussichten auf eine Klassenrevoluti - n,eine ferne Zukunft verschieben würde . Die Schlußfol -^rungen der Sachverständigen bedeuten ein Bündnis

des internationalen Kapitals gegen das Proletariat .Wenn wir es dazu kommen ließen , hätten wir nicht nurdas deutsche Kapital gegen uns , sondern alle vereinigten
Kapitalisten der Welt . Wir sind heute im Reichstage
einige 60, unsere Obstruktion wird daher, hoffe ich, aufdie bürgerlichen Parteien starken Eindruck machen" .

„Und welcher Art ist das aktive Programm ?"
„Wir werden "

, antwortet der Genossen Thellmann ,
„mit allen Mitteln nach der Revolution streben".

„Was verstehen Sie unter allen Mitteln ?"
„Vor allem Streiks , in dieser Beziehung geben wir

jetzt Beweise unserer Kraft . Dann kommt der bewaff -
nete Aufstand . Andere Mittel gibt es nicht. Wir
werden die Freiheit der Arbeiter mit den Waffen in der
Hand erkämpfen müssen" .

„Und hoffen Sie auf einen schnellen Erfolg ?"
„Wir können Sie in die Einzelheiten unserer Taktik

nicht einweihen . Im allgemeinen läßt sich aber sagen ,daß wir uns sehr rührig und schnell v»rbereite «. Wo undin welcher Weise unser Aufstand aufbrechen wird , wer-
den die nächsten Monate zeigen . Wir zweifeln nicht,daß die Nachbarländer uns folgen werden ".

„Wird es nicht nur mit unnützem Blutvergießenenden ?"

„Da ist nichts zu machen" . . . „Blut muß vergossenwerden " . . . .

Die gesundbeitlicben Folgen
der Teuerung

In der neuesten Nummer der „BolkSwohlfahrt" veröffent -licht Ministerialrat Dr . König eu» längere Arbeit über sieBeeinflussung des Gesundheitszustandes in Preußen durch dieTeuerung im zweiten Halbjahr 1923 . Aus seinen Ausführun¬gen sei ewiges wiedergegeben.
Durch den Nahrungsmangel des letzten Jahres wurdenbesonders dort die Altersklassen zwischen K und 9 Jahre » be-troffen , die, in der Kriegszeit geboren, zum zweiten MalHungerzeiten durchmachen mußten . Als Folgeerscheinungendieser Entbehrungen ! die durch die ständige Aufsicht der Schul -ärzte einwandfrei festgestellt werden tonnten , waren insbeson -dere Unterernährung , verminderte Körperlänge und unternor -Males Gewicht festzustellen. Hierbei zeigten die Knabenschlechtere Befunde als die Mädchen.
Von 38 033 Schulkindern, die schulärztlich untersucht wur -den und über die Berichte vorliegen, waren nur 38 Prozentbefriedigend. 45 Prozent mangelhaft und 23 sehr schlecht er-nährt . Im Durchschnitt ist die Halste unserer Schul -jugend unterernährt , in manchen Orten, nämlich in Groß-städten und Industriezentren , in noch höherem Maße , häufigbis 80 Prozent . Auch in ländlichen Bezirken, insbesonderein der Nähe der Großstädte, ließ der Ernährungszustand derSchulkinder nach, was zum Teil auf Einkäufer aus den be-nachbarten Großstädten , zum Teil darauf zurückzuführen ist,daß viele Landwirte ihre vollwertigen Rahrungsmittel ver-kauften und ihren Kindern Kunstprodukte (Margarine , Mar -melade) vorsetzten .
In vielen Großstädten und Industriezentren mußten zahl-reiche Kinder ohne erstes Frühstück , viele ohne Mittagessen ,aushalten . In Elbmg erhielten von 7600 Schulkindern 172kein Essen bis Mittag , 277 kein erstes Frühstück, 165 kein war¬mes Mittagbrot , 199 kein Abendessen . Im Kreise Münsterbergmußten von 1228 Volksschülern 93 das erste Frühstück, 80 vondiesen auch das zweite Frühstück entbehren ; von allen Schul-kindern erhielten 190 kein zweites Frühstück und 88 kein war -mes Mittagbrot . — In Wittenberge erhielten von 4800 Schul -»kindern 380 kein erstes Frühstück , ebenso viele überhaupt keinwarmes Essen, 1440 Kinder nur eine warme Abendmahlzeit ,aber kein richtiges Mittagessen. In der Industriestadt Barmenwaren 80 Prozent der untersuchten Kinder unterernährt .Ähnliche Ziffern liegen aus Köslin, Glogau , den Kreisen Rei -chenberg, Striegau usw . vor.
Im Zusammenhang mit den Ernährungsnöten machte sicheine erhebliche Abnahme der Körperlänge und des Körper -gewicht? geltend . So blieb im Kreise Bielefeld bei 3001 Schul-kindern aus 10 Schulen die Körperlänge bei den Knaben biszu 6,5 Zentimeter , bei den Mädchen bis zü 10,2 Zentimeter ,das Körpergewicht bei den Knaben' bis zu 7,8 Kilogramm ,bei den Mädchen bis zu 6,4 Kilogramm zurück . Auch in dieserHinsicht stimmen die Berichte aus den verschiedenen Kreisender Tendenz nach im wesentlichen überein.
Als Folgeerscheinung der minderwertigen Ernährung wirdeine Zunahme der englischen Krankheit berichtet ; über das

Anwachsen der Skr »f«l»se und Tuberkulose ist in allen Berich-ten die Rede. In Wernigerode fand man in der Mittelschulebei 128 von 182 Mädchen, in der Sexta des Gymnasiums von32 Schülern bei 15 und in der Volksschule bei 21 Mädchenvon 28 positive Reaktion. Nach den Berichten aus 23 preu -
ßischen Regierungsbezirken , die eine Bevölkerungszahl vonrund 20 Millionen umfassen, waren von 1061 062 untersuchtenSchulkindern 34 358 gleich 32,7 Prozent tuberkulös . Bon ve-sonderem Interesse ist ein Bericht der englischen ärztlichenStudienkommission, demzufolge im letzten Vierteljahr 1923

von 1000 Kindern 67 in London, 117 in München, 124 in Ber -lin und 148 in Mainz an Tuberkulose starben.
In besonders empfindlicher Weise inachte sich der Mangelan Wäsche, Kleidun « » nd Schuhwert bemerkbar. Zum Teilsind Nieren - und Erkältungskrankheiten auf diesen Mangelzurückzuführen . Häufig mußten Schulkinder wegen Fehlen »von brauchbarem Schuhwerk und Kleidern dem Unterrichtfernbleiben . So hatten im Kreise Münsterberg von 1823Volksschülern 402 nur ein Paar , messt schadhafte Schuhe .Im Bezirk ftöirig^bersi konnten die Schulkinder die ärztlicheSprechstunde vielfach nicht besuchen , weil sie nichts anzuzie -hen hatten . Kinder , die sich während dem Aufenthalt auf demLande oder in Heilstätten gut erholt hatten , fielen schnell inden Zustand der Unterernährung und Kraftlosigkeit zurück ,wenn sie zu Hause unter den Ernährungsschwierigkeiten wei-terlebten .
Nicht nur körperliche , sondern auch der geistige Kräfte »«-stand und die Beschaffenheit des Nervensystems der Schülerwurde durch die ErnährungSschwierigkeiten ungünstig be-einflußt . Bei vielen Kindern stellte sich in '

erhöhtem Maßewaren herabgesetzt; bei vielen zeigte sich unüberwindlichenervöse Erregbarkeit ein ; Aufmerksamkeit und MerkfähigkeitSchlafsucht, nervöse Übelkeit und Erbrechen, Ohnmächten,Schwindelanfälle und nervöse Erschöpfungszustände. Auchherabgesetzte Sehleistung wurde gemeldet und auf Ernäh -
rungsmangel zurückgeführt.

Endlich muß als weiteres die Gesundheit gefährdendes Mo-ment das Wohnungselend hervorgehoben werden. So bewohn -ten z. B . von 4164 Schulkindern in Tilsit 550 gleich 10,3Prozent 1 Zimmer . 281 gleich 4,8 Prozent 2 Zimmer mitLungenkranken zusammen. 257 Kinder teilten mit Lungen -kranken ein Bett . Von den Schulentlassenen waren in Kol-
lberg wegen körperlicher Schwäche 20 Prozent untauglich zudem erwählten Beruf, in Kronenberg im Kreise Mettmannein Drittel der Schulentlassenen.

Zum Schlüsse des Artikels über die Nöte der Schuljugendhebt der Verfasser als besonders bedauerliche Tatsache denUmstand hervor, daß in zahlreichen Gemeiden die Schulspei-fungen , ein bewährtes und erfolgreiches Mittel zur Be-kämpfung der Unterernährung , aus Geldmangel eingestelltwerden mußten .

Politische Neuigkeiten
Sommertagung des ReichstagsBerlin, 18. Juni . Der Ältestenausschuß des Reichstages be-

schüstigte sich heute nachmittag ini mehr als zweistündiger Sit -zung, an der auch Reichskanzler Marx teilnahm , mit demGeschüftsplan für die Sommertagung des Reichstages . ESwurde beschlossen , an dem ursprünglich für die nächste Ple -narsitzung voogesehenen Dienstag nächster Woche festzuhaltenund dann die ganze Woche hindurch Sitzungem abzuhalten .Bon Samstag «b soll dann wieder eine etwa vierzehntägigePause eintreten , u-m der Regierung Zeit zu geben, die mitdem Sachverständigengutachten zusammenhängende « Geisetz-
entwürfe für die Beratung im Reichstag fertigzustellen. Nachder Pause wird also der Reichstag gegen Mttte Juli wiederzusammentrete«, um die Reparationsgesetze zu erledigen . Eswird angenommen , daß in der ersten Hälfte des August diegrößer« Sommerpause eintreten karni . Die Etatsberatungwird toahqscheinlich bis zum Herbst zurückgestellt werden, daes möglich ist, daß durch die Repavationsregelung noch er-hebttche Änderungen im Etat erforderlich sind . Der Ältesten-rat wird eine Stunde vor der Plenarsitzung noch einmal zuweiteren Beratungen zusammentreten .Als Beratungsstoff für die nächste Woche sind in Aussichtgenommen , einige kleinere Gesetzentwürfe, die Amnestiean-
träge der Sozialdemokraten , der Nationalsozialisten und derKommunisten , die Anträge wegen der Beamtenbesoldung unddes Personalabbaues und die sozialpolitischen Anträge , die
sich u . a . auf die Kriegsbeschädigten beziehen, die an Aus -
schüsse verwiese» werden müssen . Diesen Berabungsstoff hofftman bis zum Donnerstag zu erledigen. Am Freitag undSamstag sollen die Interpellationen auf die Tagesordnunggestellt werden, soweit die Regierung zur Beantwortung be-reit sein wird . Eine Anregung , die Redezeit für die Beva-
tuug der Anträge zu beschränken , wurde vorläufig abgelehnt.Eine Entscheidung darüber bleibt vorbehalten.

Die Politik der Reichsbank
Der deutsche Industrie - und Handelst«« hielt seine dies-

jährige '
Sommertagung unter dem Vorsitz seines PräsidentenFranz von Mendesohn in Nürnberg ab . Zu Beginn der

Tagesordnung ergriff der stellvertretende Reichsbankpräsidentvon Glasenapp das Wort zu eingehenden Ausführungen , in
welchen er die Politik der Reichsbank seit Herbeiführung der
Stabilisierung begründete . Der Gesamtumlauf an deutschenZahlungsmitteln im Jnlande hat Ende November 1923 2068Millionen , am 6. Juni 1924 2897 Millionen Goldmark be--
tragen . Die Zunahme von rund 800 Millionen ist ein ver-
hältnismäßig nicht zu hoher Betrag . Eine stabile Währungdenötigt einen viel größeren Zahlungsmittelumlauf wie eine
absinkende. Dazu kommt , daß sich die Wechselkurse wesent-lich gebessert haben und daß das Disagio, welches für dieMark an den Auslandsmärkten Milte März 5 vom Hundertbetrug und dann bis zuin 7 . April auf 12 vom Hundertstieg, jetzt bekanntlich verschwunden ist. Die Reichsbank hofft,daß sie auch für absehbare Zeit an der vollen Zuteilung der
Devisen festhalten kann.

Den Lichtseiten stehen auch schwere Schatten gegenüber.Die Schleier der Inflation sind gefallen und das Fehle« deS
Effektivkapitals wird jetzt offenbar . Jeder sucht dies seh-



lenbe Kapital durch Kredit zu ersetzen und alles stürmt zur
Reichsbant als der letzten Kreditquelle des Landes . Die
ReichSbank aber hat getan , was sie konnte . Ihre Kapital -

anlagen an Wechseldiskonten und Lombard sind von 452 Mil¬
lionen am 30 . November 1923 auf 2070 Millionen am 6.
Juni 1924, also um etwa 1,0 Milliarden Aoldmark , gestiegen ;
aber jetzt sind wir nahezu am Ende .

Eine gewisse Erleichterung der Lage brachte die Golddis¬
kontbank. Zu den bisher erhaltenen Auslandskrediten sind
der Bank vor einigen Tagen neue Rediskonlkredite zur Ver -

sügung gestellt worden , von England 5 Millionen Pfund ,
von den Bereinigten Staaten 25 Millionen Dollar . Insge¬
samt können zurzeit etwa 165 Millionen Pfund der deutschen
Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden , von denen bis jetzt
etwa 11 Millionen bewilligt und zugesichert sind . Derartige
Hilfe können aber nur diejenigen erhalten , die Exportauf -

träge in der Hand haben . Diese Bedingung ist der Golddis -
kontbank auch von den Gebern des Rediskontkrodits vorge -

schrieben worden .
Auf Grund dieser Sachlage können wir hoffen , dah wir

bis zu einer besseren und solideren Fundierung des Zah -

rungswesens die Währung ausrecht zu erhalten vermögen .
Es wird dabei zwar auf einen stärkeren Verkauf von Waren
und auf einen gewissen Preisabbau hingewirkt werden müs -

sen . Die Kreditlage wird sicher auch durch die dieser Tage
erfolgte Einschränkung der Gefchäftsaufsicht eine Besserung
erfahren .

Auf die Dauer können wir mit solchen Mitteln nicht helfen .
Wir brauche« in reichem Maße Auslandskredite ; solche Kre-
dite bekommen wir aber nie und nimmer vor Erledigung
der ReparationSfrage . Deshalb ist das ReichSbankdirektorium
einstimmig der festen Überzeugung , daß die grundsätzliche
Annahme der Sachverständigengutachten gebot«» ist.

Im Anschluß hieran wurde eine Entschließung angenom¬
men , in der es heißt , dah der Industrie - und Handelstag
die Bemühungen der ReichSbank billigt und sie um Fortfüh »

rung ihrer Politik bittet .

Aufhebung der Ausreisegebuhr
Berlin , 18. Juni . Eine Verordnung des Reichsministers der

Finanzen , durch die , wie wir bereAs ankündigte », , an Stelle
der Ausreisegebühr von 500 Mark die Erhebimg einer Ver¬
waltungsgebühr für die Ausstellung von steuerlichen Unbe-
denkttchkeitsvermerken und Unbedenklichkeitsevscheinungen tritt ,
wird heute abend im „ Reichsanzeiger " veröffentlicht . Die
grundlegenden §§ 1 , 2 und 3 .der Verordnung haben folgen -
edn Wortlaut :

tz 1 . Für die Ausstellung von steuerlichen UnbedenAichkeits -
vermerken (§ 1 und Bekanntmachungen zur Ausführung der
Paßverordnung vom 4 . Juni 1924 — Reichsgesetzblatt I Seite
613 — ) und Unbedenklichkeitsbescheinigung «!» wirJd eine Ge¬
bühr erhoben .

§ 2. Die Gebühr beträgt sür Unbedenklichkxitsvermerke
1 . wenn der Unbedenklichkeitsvermerk für eine eimnalige Aus -

reise ausgestellt wird , 19 Goldmark , 2 . wenn der Unbedcnk -

lichkeitsverinerk für beliebig /häufige Ausreisen ausgestellt
wird bei einer Geltungsdauer von drei Monaten 25 Gold¬
mark, sechs Monate » 49 Goldmark , mehr als sechs Monaten
60 Goldmark . Für steuerliche Unbedeiuklichkeisbefcheinigungen
beträgt die Gebühr die Hälfte der in Absatz 1 vorgesehenen
Beträge . Für die Ausstellung vo» steuerlichen Unbedenklich -
keitsvermerken und Uiibedenklichkeitsbescheniigungen für Fa -

milienpässe gelten die gleichen Gebühren wie bei Einzelpässen .
§ 3 . Für die Verlängerung von steuerlichen Unbedenklich -

keitsvermerken und -bescheinigungen wird die gleiche Gebühr
erhoben wie für die Ausstellung .

Die Verordnung , die auf Grund der §§ 206 und 216 der
Reichsabgabenordnung erlassen ist, tritt mit dem 29. Juni
1924 in Kraft . Sie wird vom Reichssinanzministerium mit
dem Hinweis auf die beträchtliche Arbeitsbelastung der Fi -

nanzämter begründet , die es . augezeigt erscheine !, lasse, daß
die Reichsfinanzverwaltung für ihre im Jilteresse der AuS -

landsreisenden aufgewendete Verwaltungsarbelt eine ange -

mesiene Gebiihr erhebt .

Das Schicksal
der Gefangenen nnd Ausgewiesenen

Berlin , 18. Juni . Die Äußerungen Herriots über die Frag «
der Begnadigung der Gefangene « und die Erlaubnis zur
Rückkehr für die Ausgewiesenen haben in der Öffentlichkeit
wettig befriedigt , da die Rückkehr aller Ausgewiesenen und die

Begnadigung aller politischen Gefangenen darin nicht zuge -

sagt wurde . Herriot halt von politischen Gefangenen gespro -

chen. Darunter versteht er doch wohl alle die , die mls uneigen¬
nützigen idealen Motiven gehandelt haben , ohne Rücksicht dar -

auf , welche Bestimntunge » des Strafgesetzes von ihnen verletzt
worden sind . Wenn er die Umwandlung der bisher ausge¬
sprochenen Strafaussetzungen ( suspensions de peine ) in end¬

gültige Begnadigungen ankündigt , so wird man das nickst son -

derlich Ijoch bewerten dürfen , da bisher alle Freilassungen
fast restlos nur in der Form einer Strafaussetzung erfolgt
sind, von den Betroffenen aber ni «-ma »d damit gerechnet hat ,
daß er noch einmal als Gefangener wieder eingezogen wer -
den würde . Indessen haben wir Verständnis dafür , daß Her -
riot gerade in diesem Teil seiner Ausführungen stark durch
innervolitische Rücksichten gehemmt war . Aus diesen Rücksich-
ten hat er jedenfalls in dem beabsichtigten Amnestiegesetz
eine allgemeine Ausnahme gemacht zu Ungunsten derjenigen
politischen Gefangenen , die weg« , Attentaten gegen die Si¬
cherheit der Truppen verurteilt worden sind . Dies ist eine
anherordentliche Härte . Es kommt hier sehr aus die Ausle -

gung an , da man mit dem Begriff „ Sicherheit der Be-sat -

zungstruppen
" sehr stark operiert hat , nicht etwa nur in den

von den Franzosen besonders schwer bestraften Sabotagefäl -
l«n.

Indessen läßt sich die weitere Bemerkung Herriots , daß
schwere Fälle besonders geprüft würden , dahin auffassen , daß
Herriot sich vorbehält , in solchen Fällen — man hat dabei
vor allem an die wegen Sabotageakten Verurteilten zu den -
ken — den Weg der Einzelbegnadigung zu beschreiten . Wenn

diese Auffassung , der , soviel wir wissen , auch amtliche Stellen

zuneige », richtig ist, würde jedenfalls die Tür zu den erstreb -
ten Begnadigungen weiter offen stehen , eine Auffassung , die

bestärkt wird durch die weitere Bemerkung Herriots , dah die

französische Regierung den Anstrengungen Deutschlands zu
antworte » wissen werde . Was die Äußerungen Herriots über
die Rückkehr der Ausgewiesenen angeht , so hat die Beschrän -

kung der Rückkehrerlaubnis auf die kleinen Beamten natürlich
die deutsche DffeiMichkeit nicht angenehm berührt , andererseits
hat man Grund zu der Ann ahme , daß es der deutschen Re -

gierung fern liegt , sich bei den Beamten in leitenden Stellen
auf ganz bestimmte Persönlichkeiten zu versteifen und unbe -

dingt darauf zu bestehen , daß die aven Inhaber dieser Po -

sten ihre Funktionen wieder aufnehmen . Die Hauptsache ist,
daß die deutsche Regierung bald in der Lage ist, den fast völ -
lig zertrümmerten Berwaktungsapparat wieder auszubauen ,
und daß das von den Besatzungsbehörden in Anspruch gekom¬
mene Vetorecht nicht in der Richtung einer beschränkten re-

fjmmlen
Rekrutierung der Beanrten ausgeübt wird , wie dies

isher z/B im engste » Zusmnmetchanjr mit der französischen
Separaitistsnpolitik geschehen ist . ( Frcmff . Ztg . )

Die Lohnfrage bei den Msenbahnern geregelt
Berkin, 18. Juni . Räch dreitägigen Verhandlungen sind

nun inehr die Differenzen zwischen dem Reichsverkehrsminister
und dem Eisenbahnpersonal beigelegt und die Lohnfrage end -
gültig geklärt worden , nachdem über di« Ortszuschläge eine
Verständigung erzielt werden konnte . D « i Wünschen des Per¬
sonals entsprechend ist die Ortszulage so geregelt worden , daß
die Verwaltung sich an die Tarife der Privatindustrie anlehnt .
Auch Über die Nachtdienstzulagen und die Pausenregelung
wird im Rahmen der Besprechungen Über die Dienftdauer
am kommenden Samstag ein Übereinkommen getroffen wer -
den .

französische Kammer
Paris , 19. Juni . Im Verlauf der Jnterpellationsdebatte

der Kammer waichte sich der srühere Verkehrsminister Le
Troequer gegen die militärische Räumung des Ruhrgebietes .

Ministerpräsident Herriot ergreift das Wort . Die neue
Regierung habe damit begonnen , das Ermächtigungsgesetz
aufzuheben und eine weitgehende Amnestie zu gewähren .
Die vorgelegten Gesetzentwürfe müsse man diskutieren , aber
es habe keinen Wert , sich enzyklopädischen Debatten hinzu -
geben , kn deren Verlauf man alle Fragen anschneide , ohne
auch nur eine einzige zu lösen . Er ersuche die Mehrheit ,
sich aus die Diskussion der notwendigen Reformen zu be¬
schränken . Aus diesen , Grunde wolle er heute nur drei Fra -
gen behandeln : Die Frage der Abschaffung der Botschaft beim
Vatikan , die Finanzfrage und die Frage der auswärtigen
Politik . Er sei kein Antiklerikaler , aber er müsse feststel¬
len , daß er schon 1919 bei der Errichtung der Botschaft beim
Vatikan sich hiergegen ausgesprochen habe . Sein Vorgehen
Hab nichts mit Intoleranz zu tun , er habe nicht die Absicht,
die Gefühle der Ka :holiken zu verletzen , und er erkenne wohl
an , was die katholische Religon Gutes geschaffen habe und
noch schaffe. Er müsse aber den Grundsätzen treu bleiben ,
die er früher verireten habe . Die Regierung werde sich um
Ersparnisse bemühen . Sie gebe das Ermächtigungsgesetz
auf , weil sie auf dem Standpunkt stehe , daß die Regierung
gemeinsam mit der Finanzkommission auf dem Wege des
Budgets Ersparnisse zu machen habe .

Zur elsaß - lothringischen Frage legt Herriot Wert auf die
Feststellung , daß alle Traditionen Elsaß - Lothringcns vou
der Regierung respektiert werden sollen . Schließlich ant -
wortet der Ministerpräsident dem Abg . Le Troequer . Er
bezweifelt die Richtigkeit der von diesem vorgebrachten Zif -
fern . Um den Ertrag der Rnhroprration abzuschätzen , müsse
man sie mit dem vergleichen , was unter andere » Umsiänden
hätte erzielt werden könne » , besonders mit jenen 950 Mil -
lionen 'Sachlieferungen , die Frankreich 1922 erhalten sollte .

Hier unterbricht der Abg . Reibet , früherer Minister der
befreiten Gebiete : Unter großem Lärm auf den kommunisti -
sehen Bänken erklärt er von seinem Platze aus , Minister -
Präsident Herriot vertrete heute denselben gefährlichen und
alten Standpunkt , den Briand gestern vertreten habe , näm -
lich, daß Frankreich , zum mindesten aber seine Regierung ,
nicht das Nötige getan hätte , um die Sachlieferungen zu er -
halten , auf die sie Anspruch gehabt hätte . Er führt zur Be -
grünimng dieser These zahlreiche Ziffern an . Man habe
1921 und 1922 von Deutschland Lieferungen verlangt , die
es auszuführen sich geweigert habe . Wenn die These Her -
riots aufrecht erhalte », werde , so führe das dazu , daß er
Deutschland entschuldige . Diese Worte lösen einen unge -
heueren Tumult auf der Linken aus . Die Abgeordneten
der Linke » veranstalteten ein Konzert mit den Pultdeckeln .
Der Ministerpräsident fordert feine Freunde auf / Reibe ! au -
zuhören . Dieser aber setzte sich und fährt in seiner Rede
nicht fort .

Ministerpräsident Herriot erklärt , er werde auf Anschul -
digungen , wie die eben gehörten , » icht auworten . Man könne
ihn nichte anklagen , daß er Deutschland entschuldige , denn
er habe vorhin nur Tatsachen angeführt . Zu de,» Abg . Rei -
bei gewandt sagte Herriot : Sie haben gesagt , die Regierung
hätte im Jahre 1922 für 500 Millionen Goldmark Lieserun -
gen erhalten . Sie kennen offenbar eine Antwort nicht , die
Ihre Regierung dem Marquis de Luberfae im „ Journal
Officiel " erteilt hat , der fragte , wieviel wier von den zustän -
digeu 950 Millionen Goldmark Lieferungen erhalten haben .
Nun , im ganzen 179 Millionen , und dM war nur für Koh -
le» und Koks, weil gewisse französische Industrielle nur die
Kohlen und den Koks wollten , um ihre Fabriken in Gang
zu halten , aber sich der Einfuhr anderer Werte widersetzten ,
weil sie dadurch ihre Interessen geschädigt glaubten . Sie
haben also aus diese Weise rund 750 Millionen Goldmark
Reparationszahlungen ausgegeben . Ich kenne die Akten ;
es gibt unter ihnen ein Dokument , das auch der Abg . Klotz
wohl kennt , denn es hat ihm vorgelegen . Es bezieht sich aus
eine Bestellung von Automobilen im Werte von 117 Millio -
nen . Man hat sie aus Konkurrenzgründen im Zeitpunkte
der Lieferung zurückgewiesen .

Abg . Reibet : Es handelt sich, glaube ich, um eine Bostel -
lung , die zur Zeit des Waffenstillstandes vergeben wurde
und ich bedauere , daß Ministerpräsident Herriot keine nä -
Heren Angaben darüber ,nacht , um was für eine sonderbare
Bestellung es sich in Wirklichkeit gehandelt hat .

Ministerpräsident Herriot : Abg . Le Troquer hat erklärt ,
daß Deutschland in seinem eigenen Lande große öffentliche
Arbeiten durchführe . — Le Troequer : „Jawohl , ich selbst
habe in Hamburg große Schleusen gesehen , ich habe Schiffe
gesehen/ ' — Aber gerade hier liegt Ihre Schuld . WennSte
mehr Eisen und Stahl nach Frankreich hereingelassen hätten ,
hätte Deutschland keine Schiffe und keine großen Schleusen
bauen können . Der Sachverständigenbericht stehe gar nicht
mehr zur Debatte , denn die Rcvarationskommission habe ihn
angenommen . Herriot verliest dann den Brief , den Poincare
an Macdonald gerichtet hat und in den , damals der fran -

. zösifche Ministerpräsident Maedonald dafür dankte , daß er
ihm durch die belgischen Minister Thtuuis und Hynians habe
mitteilen lassen , England , Beigten und Frankreich seien dar -
Über einig , de» vom Sachverständigenbericht vorgesehenen
Garantien Respekt von seite » Deutschlands zu verschaffen .
Er sei sicher, so fügt Herriot hinzu . , daß die ganze Kammer
diese Mitteilung der Regierung begrüßen werde .

Der frühere Kriegs »,inister Maginot unterbricht und ver-
langt , daß die Regierung die Besetzung des Ruhrgebiets auf -
recht erhalte .

Herriot erwiederte ihn, , daß , wenn n,an sich an die Durch -
führung der i», Sachverständigenbericht enthaltenen Bestim -
mnngen über die Durchführungsgarantien hielte , die Be -
setzung 37 Jahre dauern würde . Herriot erklärte , daß das
sriedliche Frankreich die Frage der Zahlungen und der Sicher -
heit lösen könne . Frankreich hoffe , daß die deutsche Demo -
kratir begreife , daß sie, wie Frankreich , a» der Lösung dieser
Frage interessiert sei . Frankreich wolle nicht nur bezahlt

' sein , eS wolle auch nicht mehr angegriffen werden . Er , Her -
riot , fei sicher, daß er an der Spitz ? der englischen Regierung
den liberalsten , de» intelligentesten und den sichersten Freund
finden werde . Man habe oft Worte vernommen , die man
hätte ruhiger auslegen können . Verlange man doch nicht
von zwei großen Völkern , daß sie sich ähnlich seien , verlange
inan nur , daß sie sich erkennen und zu einer wirkuiigövolleu
Zusammenarbeit im Interesse der anderen Völker zusam -

menfänden . Wenn »ch mit Ihrem Vertrauen »ach London

. abreise » darf , dann werde ich mein Land mit ganzer Kraft
verteidigen . — Der rechtsstehende Abg . RoAin ruft dazwi¬
schen : Und die Sicherheit ? .Herriot erwidert : Ich habe mich
darüber ausgesprochen . Wir werden uns gegenseitig unter -
stützen , und wenn wir von der großen Mehrheit dieses Lan -
des unterstützt werden , dann werden wir unsere Aufgaben
erfüllen , wie ich sie auseinandergesetzt habe . Wenn wir aber
keinen Erfolg haben , dann wird die Ordnung dadurch nicht
gefördert werden .

Bei Beendigung der Rede Herriots klatschten die Abgeord .
rieten der Linken stehend Beifall . Der Ministerpräsident
wird , als er auf seinen Sitz zurückkehrt , von sämtlichen Mi -
nistern beglückwünscht . Dgrauf wird die Sitzung bis 10
Uhr unterbrochen .

In der neuen Sitzung wird vermutlich nur über die noch
einzubringenden Tagesordnungen verhandelt werden . Di «
Abstimmung erfolgt voraussichtlich erst in später Nachtstunde .

Paris , 19. Juni . Die Fraktionen der neuen Kammer wei -
sen nach ihrer nunmehr erfolgten Konstituierung folgende
Mitgliederzahlen auf : Kommunisten 26 (in der alten Kam¬
mer 13) , Sozialisten 104 (55 ) , Radikalsoziale 13ft» (86 ), Re -
publikanische Sozialisten 44 (26 ) , Radikale Linke 42 (0 ) . Die
im Kartell der Linken zusammengeschlossenen 4 Fraktionen
zählen danach 329 offiziell eingeschriebene Mitglieder gegen
167 in der Kammer des Nationalen Blocks. Mitte und
Rechte gruppieren sich wie folgt : Linksrepublikaner 38 (61 ),
Republikanische Linke 43 (93 ), Union Republikaine , ehemals
Entente Rpublikaine 103 (183 ) , „Gruppe der Demokraten ",
ehemals Action Republikaiiu ', 14 (46). Keiner Fraktion bei¬
getreten sind 28 (21 ) Abgeordnete .

Paris , 19. Juni . Ministerpräsident Herriot hat gestern
Abend den deutschen Reichstagsabgeordneten Breitscheid
empfangen .

Paris , 20 . Juni . Die französische Kammer »ahm nachts
1 .30 Uhr die Tagesordnung der Radikalen , in der dem Mini -
sterpräsidenten das vertrauen misgespncheii wird , mit 313 ge¬
gen 234 Stimmen an . Bevor die Abstimmung angenommen
werden konnte , mußte die Kammer wegen ei>« r Schlägerei
auf der äußersten Linken erneut unterbrochen werden . Ein
Abgeordneter der Kommunisten bezeichnete die Sozialisten
wegen ihrer Haltung als „ Radikal - Junker "

. Als er von der
Tribüne herab ging , entspann sich ein Wortwechsel , in dessen
Verlauf der Kommunist die Sozialisten tätlich beleidigte . Der
Kommunist Martin schlug auf die Sozialisten mit einem
Lederriemen ein . Auch die anderen Moskauer zeichneten sich
durch besondere Brutalität aus . Da . es dem Präsidenten nicht
gelang , sich Gehör zu verschaffen , mußte die Sitzung erneut
abgebrochen werden . Etwa eine Snnide später wurden die
Beratungen wieder aufgenommen .

Die Wahl des Senatspräsidenten in Frankreich
Paris , 19. Juni . Tie heutige SenatKsitzung wurde um

3 ;10 Uhr eröffnet . Man schritt sofort zur Wahl des neuen
Präsidenten als Ersatz für den zum Präsidenten der Repu -
blik gewählten Senatspräsidenten Doumergue . Nach Erledi¬
gung der nötigen « Formalitäten (Auslosung der Stimmzähler
usw . ) begann der Wahlakt bereits kurz nach 3 . 15 Uhr und
war gegen 4. 15 Uhr beendet . Mit 151 Stimmen wurde der
Vorsitzende der Rvchtsgruppe des Senats , der republikanischen
Unioili , de Selves , gegen 134 Stimmen , die auf Bienvenu -
Martin , den Vorfitzenden der demokratische » Linken des Se -
nats , entfielen , zum Senatspräsidenten gewählt . In der
Kammer , m der das Ergebnis der Wahl gegen Schluß der
Rede Bokanowskis bekannt wurde , brach die Rechte in denion -
strative Beifallsstürme aus , während in den Kreisen der Lin -
ken ziemlich Bestürzung herrschte . Auf der Rechten schrie
man : „Es lebe der Senat ! " Herriot war über das Evgeb »
nis der Wahl sichtlich erregt . In parlamentarischen Kreisen
wird die Wahl des Rechtskandidaten de Selves nach der Wahl
Doumergues zum Präsidenten der Republik als eine offene
Absage des Senats an den Linksblock angesehen und als ein
deutliches Zeichens daß der Senat mit mehreren Punkten der
Regierungserklärung Herriots keineswegs einverstanden ist!.

Die Vorzugszölle der Dominions
London, 19. Juni . Nach einer ziemlich unbedeutenden De¬

batte venvarf das Unterhaus mit knapper Majorität die Re -

folutionen für die Vorzugszölle der DomiUionS , wobei als
Hauptargument maßgebend war , daß die Gewährung einer

' solchen Vorzugsstellung die künftige weitere Herabsetzung der
bestehenden englischen Zölle aus Lebensnuttel e ,-schweren
müßte , sowie , daß die Entscheidung der letzten Wahlen sich
gegen eine Protektion und eine einseitige Bevorzugm ^ ge-

richtet hätten . Aus dem Verlauf der Debatte sei erwähnt ,
mit welchem Nachdruck Valdwin abermals die These verfocht,
daß Europa , insbesondere Dentfchland , nach erfolgter Wie-

derherstellung ein schärferer Konkurrent Englands sein
werde , als je»,als zuvor , weshalb die Dominions als die

natürlichen Märkte für die englischen Waren gepflegt werden

müßten , Kimal da sie auch die Möglichkeit für die Ausbrei -

tung der englischen Rasse bieten , welche Bvldwin für die beste
der Welt erklärte . Sein praktischer Rat ist, künftighin unter

Ausschaltung übermäßiger Gewinne des Zwischenhandels zu
versuchen , die aus den Dominions importierten Nahrungs¬
mittel möglichst nahe am Produktionspreis nach England M
bekommen und uuigekehrt einen ungehinderten Import briti -

scher Manufakturerzeugnisse in die Dominions zu erzielen .
Snowden kündigte an , daß die Regierung den Dominwns

bezüglich der Nahrungsmittel einen ähnlichen Vorschlag un¬
terbreitet hätte . Wenngleich die Abstimmung im Unterhau »

für verschiedene Dominions sehr enttäuschend sein wird,

braucht dies zunächst doch nicht überschätzt zu werden . Uber-

dies sind neue Versuche, einander wirtschaftlich näherzukom-

men . auch von der Läbiourregierung zu erwarten .

Ikurze Macdrickten

Paris , 19. Jmn . Die von den französische» Kriegsgerichte»

im besetzten Gebiet Verurteilten und in Frankreich in

gehaltenen Deutsche » , ungefähr 40 an der Zahl , von den«»

die meisten sich auf der Insel Sant Martin - de-R <- befw ^ "

haben , sind gestern in die Gefängnisse des besetzten Rhei»'

landes überführt worden . Bei ihrer Durchreife durch

erhielten sie den Besuch des Legationssekretärs der deutsche »

Botschaft in Paris , v. Rintelen . ;

London , 19. Juni . Macdonald präsidierte an, Mittwoch

einem Kabinettsrat , der sich insbesondere mit dem mexu

nischen Zwischenfall beschäftigte . Die englische Regierung ^
steht nach wie vor darauf , daß Cummins nicht gegen 1 .

Amtspflicht verstoßen habe . Die mexikanische Reg,eru >>g ■
£

*

auf das Protesttelegramm Macdonalds an , Mittwoch ge

wortet . Sie fordert die bedingungslose Abberufung ^
mins und erklärt , daß sie ihn andernfalls ausweisen we

Man betrachtet die Lage in London zufolge der Antwori

mexikanischen Regierung als sehr ernst .

Rerik », 18 . - Juni . . (Reuter . ) Eine amtliche Mitten ^

besagt : Im Hinblick « tf die Drohung Maedonald « , v«v .
diplomatische» Beziehungen abgebrochen werden w»rS «n, >

Mexiko den britischen Vertreter Eumminö aüowe „ e .



w britische diplomatische Mission eingetroffen fei, wurde bet
r« rttoifa « @emrolIonf « I in Lsndon beauftragt , zu er-
widern , das, es unmöglich sei, die Haltung Cummins länger
, u dulden, und daß er abreisen muffe . Es verlautet , dag
Cummins bereit ist. Mexiko unverzüglich zu verlassen, sobald
London ihm entsprechende Weisung erteile .

Vadiscder Tandtag
Zur Gebändejondersteuer

Am Mittwoch trat ein Unterausschuß des Haushaltsaus -
fthuffes zusammen, um die vorliegenden Anträge der Parteien
zu beraten urfd möglichst in einem Antrag zusammenzufas -
ft „. Am heutigen Freitag nahni der Gesamtousschuß zu den
Vorschlägen und Anträgen des Unterausschusses Stellung .

Von der Dienstagsitziung ist nach der Erklärung des Fi »
nanzministers und Staatspräsidenten , die im Auftrag der
Regierung erfolzte , und die wir bereits wiedergegeben , imch
folgendes nachzutragen :

Bon Zentrumsseite wird angeregt , <ben Versuch zu machen,
den ganzen Steuerbedarf durch die Grund - und Gewerbe -
steuer zu decken und dabei das Grund - Und Gewerbesteuer -
gesetz in folgender Weise zu ändern , eine Staffelung der
Steuerfüße öder Zuschläge nach der Höhe der Steuerwerte
einzuführen und hei dem Betriebsvermögen eine Freigrenze
von 2000 Mark zu bestimmen . Die Wirkung der sozialdemo¬
kratische» Abänderungsanträge zum Gesetz sei die, daß die
Steuer nichts mehr einbringe .

Die Sozialdemokratie verwahrt sich dagegen, daß ihre Hal¬
tung die Durchführung des Gesetzes unmöglich mache .

Aus Anfrage teilt die Regierung mit , dag sie nicht beab-
sichtigt, die Ermäßigung der Gebäudesteuerwerte , wie sie für
die Reichsvermögenssteuer vorgesehen ist, auch auf das Land
zu übernehmen . Die - Folge dieser Ermäßigung würde sein ,
daß das steuerpflichtige Grundvermögen in Höhe von 7 Mil -
liarden auf die Hälfte herabgesetzt und dadurch das Betriebs -
vermögen sehr viel stärker belastet würde.

Der Staatspräsident teilte dann verschiedene Vorschläge für
die Staffelung der Grund - und Gewerbesteuer mit . D«
Zahl der Steuerpflichtigen und das steuerpflichtige Vermögen
würde sich in folgender Weis« verteilen :

Vermögen des Zahl der Steilen
Steuerpflichtigen

bis 25000 .—
25— 75 000.—
75 - 200000 .—

200 —500000 .^
mehr als 500 000.—

Steuerpflichtiges
Pflichtigen Gesamtvermögen

290000 18, Milliarden
36000 1,5
10000 1,2 .
4300 1,1
2700 4,4

Von demokratischer Seite wird gegen eine Progressiv !» bei
der Gvund- und Geweribesteuer Stellung genommen . Die

• augenblickliche steuerliche Belastung der gxoßen Unternehmun -
gen betrage das zehnfache der Friedensbelastung ; bor allem
sei die Belastung durch die Gemeinden stärker als durch das
Land . . ,■■ ■ ■ ; .

Sonstige Arbeiten des Haushaltsausschusses
IN seiner Sitzung vom 13. Juni erledigte der Haushalts -

ausschuh zunächst die Bewilligung , Borwegnahme einiger Ti -
tel aus dem Etat des Arbeitsministeriums und des Mini -
steriums für Kultus urtd Unterricht , für bauliche Aufwendun-
gen , soziale und charitative Fürsorge , und für Erholungs -
Heime, um in den Bauarbeiten keine Stockungen eintreten zu
lassen und die sozialen Belange weiter führen zu können.

Eine lange Debatte ergab sich !bei der Besprechung der Kin-
dersürsorge aus dem Heuberg , die allseitig warm 'begrüßt
wurde .

Ebenso ergab sich eine größere Aussprache bei der Vorweg -
Vewilligung von 300 000 Woldmark für die Erwerbslosenfrage .

Von Zentrumsseite wurde hierbei die Freilassung der land-
wirtschaftlichen Dienstboten von den Beiträgen zur Erwerbs -
losenfürsorze verlangt , ebenso die Aushebung der Verord-
nung , einen schriftlichen Dienstvertrag vorzulegen , im Falle
eines Gesuchs um Befreiung . Weiter wurde von dein glei -
chen Redner der übergroße Verwaltungsaufwand bei den
Arbeitsämtern kritisiert, der in der Mehrzahl der Ämter bis
auf LS Proz . der bezahlten Unterstiitzungen gestiegen sei.
Ebenso seien in Baden die Beiträge mit 2J4 Proz . viel zu
hoch, im Vergleich mit anderen Ländern .

Äe sozialdemokratischen Redner 'bezeichneten die jetzige
Regelung der Arbeitslosenfürsorge nur als , eine ll Hergangs -
maßnahme. Wenn auch zugegeben werden könne , daß in der
Landwirtschaft Dienstverträge auf lange > Sicht abgeschlossen
wurden, und deshalb die Gefahr größerer und öfterer Er-
werbslosigkeit nicht bestände, so seien die Verhältnisse doch
nicht überall gleich, im Korde» lägen sie wesentlich anders wieim Süden .

Bon der Verordnung einen schriftlichen Dienstvertrag vor-
Zulegen , könne man »vohl abweichen, aber oihne einen bestimm¬en Nachweis des Vertragsabschlusses eines Dienstverhält -"isscs könne man nicht sein, eine gewisse Kontrolle müsse be-
stehen bleibe » , uin Mißbräuche zu verhüten .den Städten sei der Verwaltungsaufwand wesentlichMößer , wie in den ländlichen Arbeitsamtsbezi !rkeiR Die Er -
Vcrbslosenfürsorge sei eine Gefahrengemeinschaft , wo gnte
Mike » schlechte Risiken unterstützen müssen , von 'Arbeits -®TlQfait weniger betroffenen Berufe muffen mithelfen, andere

' ntit großer Arbeitslosengefahr über Wasser zu halte »,
tu*.

C Herabsetzung des Beitrags in Baden von 2 Proz . sei"
gelehnt worden, weil die Wirtschaftslage in Baden zur Zeitgefährdet erscheine . , „ ' !Der Pertreter des Landbundeb lehnte die Belastung der

^ klschast mit Kosten für die Erwerdslos « i »füiforge rund -ab, und bezeichnete sie als uNhaltbnr .

Dir kommunistische Vertreterin wies auf di!e Arheitsgelcgen -
heit vieler ländlicher Selbstversorger in den Städten hin,
während eigentliche Beruf « rrbeiler in den Städten arbeits -
los feien . Der Heranzug der Landwirtschaft zu den Kostender Erwerbslofenfürsorze sei so ein gerechter Ausgleich.Der Regierungsvertreter erklärte, daß sie auf irgend einen
Nachweis für den Arbeitsvertrag nicht verzichten könne ; die
Gefahr , daß die Beiträge für die Erwerbslosenfürsorge nicht
bezahlt werden inolle, sei sehr groß, auch in der Landwirt -
stbaft.

Gegenüber dem große» Venvaltungsaufwand sei darauf
hinzuweisen, daß die Beteiligten selbst die Macht hätten , die
Kosten nach Möglichkeit herabzudrücken.

Baden habe auch die doppelte Zahl von Erwerbslosen wie
Württemberg und komme direkt nach Sachsen , eine Senkung
des Beitrags vo» 2% Proz . könne daher bedauerlicher Weise
wohl zur Zeit nicht erwogen werden.

Die Position wurde sodann mit allen ' Stimmen , bei 2 Ent -
Haltungen bewilligt.

Für die Bewilligung von Darlehen an den bad. Baubund
wurde» 200000 Goldmark anverlangt , zur Kreditabgabe an
bedürftige Familien , zur Beschaffung von Hallsrat .

Bon den Zentrumsrednern wurden hier Befürchtungen ge-
äußert , daß der Baubund zu einer Konkurrenz für das bad.
Handwerk werde.

Auch könne eine gewisse Konkurrenz eintreten für die Land-
wirtschastsstelle für das bad. Handwerk, auch diefe letztere
Stelle müsse unterstützt werden.

Dieser Auffassung gegenüber warf ein weiterer Zentrums -
redner die Frage auf, ob der bad . Baubund nicht erweitert
werden könne ; insbesondere wäre zu prüfen , ob die Fristen
auf Abschlagszahlungen nicht von 3 Monate » auf 1 Jahr ver-
längert werde» könnten und so zahlreichen bedürftigen Fami -
lien bei Beschaffung des notwendigsten Hausrats entgegen-
komnien zu können .

Dem Handwerk drohe eine viel größere Gefahr , als durch
den Baubund , durch die Möbelindustrie. d

Der sozialdemokratische Redner betonte , daß der bad . Bau -
bund ja gerade das badische Handwerk beschäftige , mit Aus¬
nahme einer kleinen Werkstätte, die aber zur Zeit ebenfalls
nicht arbeite , liefere nur das Handwerk an den Baubund .

Für eine» gewissen Teil des Handwerks könne eine Ko »-
kurrenz vorhanden sein , bei dem anderen Teil , der an den
Lieferungen beteiligt sei, sei aber die gegenteilige Ansicht ,
Selbst die Handwerkskammer sei nicht für eine Einschränkung.

D' Landeswirtschastsftelle für das bad. Handwerk sei etwas
ganz anderes wie der bad. IBaubund, und besitze die Einrich-
tunge» , wie Mschlagszahlun^Ageschüfte gar nicht . Wenn
die Landeswirtschaftsstelle sich den gleichen Aufgaben wie der
bad. Baubund widme» wolle , bestehe» absolut keine Bedenken,
sie zu unterstützen.

Die Redner des LandbnndeS und lib. BolkSpartei traten
für gleichmäßige Unterstützung ei», wen» auch der lib . Volks-
parteiliche Redner betönte, daß die Tätigkeit der Beiden nicht
verglichen werden könne .

Diese Position für de » Baubund wurde einstimmig ge¬
nehmigt.

Die weitere Position», Bandarlehen zur Förderung des Woh»
nungsbaueS , wurde ohne Debatte , bei 2 Enthaltungen , ge¬
nehmigt.

Bei dem Titel Wasser - und Straßenbauinspektion wurde von
sozialdemokratischer Seite an die bad . Negierung das Er -
suchen gerichtet, die Pläne der ReichÄbahndirektio » Karlsruhe
über die Errichtung eines Zollbahnhofes in Kehl, mit Rück-
ficht auf die Hochwassergefahr der Kinzig für die anliegenden
Gemeinden, einer entsprechenden Prüfling zu unterziehen .

Die . Regierung erklärte, daß die Interessen der beteiligte»
Gemeinden, Lei Abwendung der Hochwassergesahr, mit ollen
Kräften »Vahren werde.

Bei den baulichen Anforderungen im Bereiche des Mi »i-
steriums für Kultus und Unterricht, gab der Herr Staats -
Präsident, gegenüber . Anfragen Aber umlaufende Gerüchte
wegen des Umbaues des Landrstheaters , die Erklärung ab,
daß die sachlichen Herstellungen nur erfolgen zur Sicherheit
des Publikums , alle anderen Pläne seien unrichtig , bezw . wie
der Umbau der Garderobe zurückgestellt .

Der jetzige kleine Umbau wolle nur die Sicherheit der
Theaterbesucher gewährleisten, sonst nichts.

Aenderuug des badischen Gesetzes über das
Farstftrafrecht und das Korstftrasverfahren
Amtlich wird mitgeteilt :
Dem badischen Landtag ist ein vom Justizministerium aus -

gearbeiteter Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzcs über das Forststrafrecht und Forststrafverfahren zur Be-
ratung und Beschlußfassung vorgelegt worden. Dieses Gesetz
ist seit seinem Bestehen mehrfach geändert worden, in den letz-
te» Jahren im besonderen unter dem Einfluß der Geldent -
Wertung,

Die in dem nunmehr dem Landtag vorliegenden Entwurf
vorgeschlagenen weiteren Änderungen sind in der Hauptsache
durch das Jugendgerichtsgesetz vom 16 . Februar 1923 (RGBl .
S . 135, 252 ) veranlaßt worden , welches sowohl für das Ju -
gendstrafrecht wie für das Verfahre » gegen Jugendliche neue
Grundsätze geschaffen hat. Im übrigen handelt es sich um
Anpassung des Gesetzes an die durch die Verordnungen der
Reichsregierung über Gerichtsverfassung und Strafrechts -
pflege vom 4. Januar 192i und über Vermögensstrafen und
Bußen vom 6. Februar 1924 bewirkten Änderungen des
Reichsstrafgesetzbuchs , der Strafprozeßordnung und des Ge-
richtsberfafsungsgesetzes.

Uin den Justiz - und Forstbehörden die Handhabung des
durch die verschiedene » Änderungen unübersichtlich geworde-
nen Gesetzes zu erleichtern, sieht der Entwurf die dem Justiz -
Ministerium zu erteilende EnnächtiMng vor. das Gefetz in
seiner endgültigen Fassung neu bekannt zu gebe » . '

Neue französische WarnungDie Oderomtmätiner im besetzten Kehler und OifenvurgerGebiet soillen . wie wir hören , van dem Delegierte» der inter -
alliierten Rheinlandkoiiliniss»on eine Zuschrift erhalten ha-
tben» in welcher gesagt ist. daß die von de » vaterländische »
Verbänden entfaltete Tätigkeit im völligen Einvernehmen mit
der Leitung des Reichsheeres, wenn nicht sogar nach deren
Anweisungen , vor sich gehe (entgegen, den Bestimmungen der
Ordonnanzen Rr . 65 ), und daß die deutsche Regierung nichtnur den von der interalliierten militärischen Kontrollkommis¬
sion erlassenen Entscheidungen, sondern auch den Verpflich-
tlingen der Artikel 42, 74, 177 und 178 des V<rsailler Ver¬
trags zuwiderhandle . Entgegen den Besthnrnunge» der Ar¬
tikel 177 und 178 des Vertrags von Versailles ständen die
vaterländische» Verbände in enzer Beziehung mit der Reichs -
wehr , die sich vorzuOweise an diese Verbände wende , wen»
es sich darum handle, «hi-n Bestand zu ergänzen oder zu ver»
stärken. Und entgegen auch de » Bestimmungen des Artikels«
42 und 171 des Versailler Vertrags würden die vaterländi -
sehen Verbände durch Vermittelung vo » Werbern im befetztenGebiet die Anwerbung für die Reichswehr» unter den Mit¬
gliedern der ihnen angegliederten Vereinigungen betreiben.
Entgegen ferner den Bestimmungen des Artikels 177 de«
Vertrags von Versailles würden die vaterländischen Verbände
militärische Vorbereitungen sogar im besetzten Gcbiel velrei -
bei, und schließlich auch den Anordnungen der interalliierten
militärischen KontrollkommSssio » vom 12 . Mai 1921 , die in
Ausfuhrung des Artikels 174 des Friedensvertrags ergangen
sind und in das Wehrgesetz vom 15 . Juni 1921 aufgenommenwurden , zuwiderhandeln, indem die deutsche Heeresleitung vor
der endgültigen Anstellung eines Reichswehrsoldaten auf die
Dauer hon 12 Jahren eine Probezeit zulasse und indem sie
gewisse junge Leute (Studenten , Angestellte ) fortlaufend in
Ausbildungskursen militärisch unterrichte. Der Delogierteder Rheinlandkommission erklärt , er sei beauftragt , den
Staatsbehörden im besetzten Gebiet zur Kenntnis zu brin »
gen , daß vo» dem strengen Standpunkt der Besetzung für die
gegen de» Text des Rheinlandabkominens und der Anordnungder Ordonnanzen der Kommission verstoßende Tätigkeit der
vaterländischen Verbände die deutschen Behörden auch die
persönliche Verantwortung treffe , wenn in ihrem Bezirk die
Ordonnanzen der Kominission nicht genügend beachtet werden.

Weshalb diese Verwarnung im besetzten badischen Gebiet,wo doch sicher vo» einer solchen propagandistischen Tätigkeit
nichts festzustellen sein dürfte, erlassen wurde , ist nicht recht
ersichtlich . Nicht mit Unrecht wird die Frage gestellt , was dg
wieder geplant sein mag ?

Die badischen Vertehrsinteressen und das
Sachverständigengutachten

Gelegentlich der Tagung des Badischen AerkehrsverbandeSin Heidelberg wurden nach einem mit großem Beifall aufge-nommenen Referat des Oberbürgermeister Dr . Gugelmeier -Lörrach nachstehende Entschließungen einstimmig angenom¬men : -
1 . An die Reichsregierung : Der Badische Verkehrsverbandist der Auffassung , daß die deutschen Eisenbahnen in ersterLinie die Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft im Augehaben müssen, einerlei welche Organisarionsform sie erhaltensollen. Der privatwirtschaftliche Gesichtspunkt darf daher auchkünftig nicht allein ausschlaggebend sein . In dankbarer Erin -

nerung an die Entwicklung des deutschen Eisenbahnwesens un -ter staatlicher Leitung bittet deshalb der badische Verkehrs-verband die Reichsregierung , Vorsorge zu treffen , daß den all -gemeinen volkswirtschaftlichen und nationalen Bedürfnissenauch dann Geltung verschafft wird, wenn die deutschen Eisen-bahnen in eine Privatgesellschaft umgewandelt und Haupt ,bestandteil des Reparationsplanes werden.2. An die badische Staatßreaierung . Die badische Regie-
rung wird dringend ersucht , dafür einzutreten , daß bei Tarif ,und Fahrplanregelungen auch künftighin die besonderen Ber -
Hältnisse des badische» Landes berücksichtigt werde» . Es sinddeshalb feste Abmachungen mit der Reichsregierung nötig, daßbei der Zusammensetzung des Verwaltungsrates der neuen
Eisenbahngesellschaft bahnsachverständige Vertreter der ba-
dischen Regierung abgeordnet und für den Beamtenstab der
Gesamtleitung badische Beamten gewonnen werden. Auchüber alle sonstigen noch offenen Fragen , namentlich auch überdie in Baden noch erforderlichen Bahn - und Bahnhofbautensollte» vor Gründung der neuen Gesellschaft feste Abmachun»
Igen ersolgen.

3 . An die Reichsregierung. Die Reichsregierung wird ge.beten , bei der bevorstehenden Regelung alles zu versuchen , umdie eines freien Volkes unwürdige Beaufsichtigung der deut.
fchen Eisenbahnen durch ausländische Kommissionen und Aus .
sichtsorgane auf das geringste Maß und auf eine niöglich ge¬ringe Spanne Zeit einzuschränken.

Badischer Städteverband
Eine Vorstandssitzung des Basische » Städteverbandes fandam 14. d . M . in Konstanz statt. Dabei wurden im wesentli-

che» folgende Angelegenheiten erörtert . Die neueste Besol-
dungsregelung des Reiches wird als für die unteren Beamten -
gruppen völlig unzureichend und daher für unsozial erachtet.Es wurde folgende Entschließung einstimmig angenommen :

„Die Neuregelung der Beamtenbesoldung durch das Reich
läßt in den Besoldungsgruppen I—VI die gebotene Rücksicht
auf die dringendsten Lebensnotwendigkeiten vermissen . Sie ist
für -die Gemeinden bindend im Sinne des ReichsbesolduugS -
fperrqesetzes . Die Gemeinden sind also nicht in der Lage, fürdie ungenügend bedachten Besoldungsgruppen selbständig eine
den gegenwärtigen Lebensverhältnissen angepaßte Regelung
vorzunehmen . Die unzulängliche Reichsregelung in den unte -
ren Gruppen nötigt die Gemeinden, eine andere Lösung an -
zustreben , die den Beamten in den unteren Besoldugnsgvuppendas Existenzminimum gewährleistê . Da das Besoldungssperr¬
gesetz den Gemeinden die rechtliche Möglichkeit nimmt, ihre
Besoldungsregelnngen sozial auszugestalten, den besonderen
örtlichen Verhältnissen anzupassen und unheilvolle Ausvnr -
kungen auf die Gemeinden zu verhüten, wie dies, die allseits
angefochtene neueste Bej^ldung^regsulng deS Reiches be¬
fürchten läßt , so beschließt der Erstand , bei der Reichsregie-
rung mit allem Nachdruck für eine unverzügliche Ausbesserungder Bezüge der unteren Besoldungsgruppcn einzutreten ."

Wegen Aufhebung des Besoldnngssperrgrfetzes sollen ein-
dringliche Vorstellungen bei der badischen Regierung und beim
deutschen Städtetag erhoben werden . Das bestehende Systomder Veranlag « »« der Brtriebsvermöge » zur Gewerbesteu



das ivdiglich auf den BermögenZwerkn ausgebaut ist. bedarf
dringend einer Abänderung . Zu unmittelbaren Erörterungen
hierüber mit dsm Finanzministevium wird « n Ausschuh ge-
bildet . Die Satzungen des Sparkassen , und Giroverbande »
sind daraufhin zu prüfen , ob sie de-n jetzigen Verhältnissen ge¬
nügend Rechnung tragen . Entsprechende AbänderungSantrage
find gegebenonfulls bei der Vevbandsversammlung des Giro -
verbände » zu stellen . Die Wahl»rd »«ng für die Wahlen zur
hadischen Landwirtschaftskammer vom 17. April 19-24, die den
Gemeinden neue Verpflichtnngen aufevlegt , entbehrt nach An-
ficht des Vorstandes 'der gesetzlichen Begründung . Eine Mit -
Wirkung der Städte bsi der Durchführung der Wahlordnung
kann daher nicht in Aussicht gestellt werden. Zu dsm Gesetz»
entwurf über die Aufhebung des Gesetzt» über die Bestell »««
VON Bergleichsbehörben in streitigen Rechjtsan«ele»enheiten so-
wie zu dem Entwurf einer Schiedsmannsordnung werden
Einwendungen grundsätzlicher Art nich|t erhoben. Dagegen sind
im etjijjelnüi Ergänzungs - bezw. AbänderungSantrage zu stel¬
len . In gleicher Weise ist der Borstand mit dem Entwurf
«ineS Gesetzes z»r Abänderung de» Kürf»rge»esetzes grundsatz.
lich einverstanden . Der Entwurf bezweckt im wesentlichen nur
die Anpassung an die! Goldwährung . Über den Stand der Ver -
Handlungen im Landtag über die Sonderst e-uer von den bebau¬
te« Grundstücken wird eine eingehende Aussprache gepflogen.
Dabei wird wiederholt festgestellt . das; eine Befreiung der
Krndwirtfchaftl/ichen Grundstücke von der Steuer eine nicht zu
rechtfertigende Bevorzugung gegenüber der städtischen Bedöl-
kerung bedeuten würde und daher nachdrücklich abzulehnen ist.
Auher diesen Angelegenheiten bildeten noch Schulfragen urrd
weitere Steuerfrage » den Gegenstand der Verhandlungen .

Der Bertretertag der Süvwestdeutschen
Arbeitsgemeinschaft ver Deutschen Volkspartei
nahm folgende Entschließung an : ..Die Südd . Arbeitsgemein¬
schaft der Deutschen. Volkspartei billigt einmütig und in volley
Überzeugung die Außenpolitik, die unter gleichzeitiger An-
-ntchine des Sachverständigengutachtens und vertraglicher Si -
cherung der politischen und Ehrenforderungen , insbesondere
der Freilassung der Gefangenen und Rückkehr der Ausgewie¬
senen. die Freiheit des deutschen Volkes sichevt und den Aus -
bau emres starken deutschen Reiches anbahnen lsoll. Sie hofft
und erwartet von der Außenpolitik, datz vor allem im besetz-
ten Gelnet , die zum staatlichen Leben notwendige! deutsche
Berwaltungsfreiheit und der zusaanmenbrechendon Wirtschaft
die unbedingt erforderliche Reudeledung gegeben wird . Sie
siecht in dem Parteiführer und ReichSauhenminister Dr . Stre -
semann den bewährten Leiter dieser Politik, den in seinem
schweren Wirken mit allen Kräften zu unterstützein, sie für die
Pflicht eines jeden Mitgliedes der Deutschen Volkspartei hält .

Aus der Tnndesbauptstadt
Landestheater . Aus das heute Freitag , den 20 . Juni , im

Konzerthaus stattfindende erste Gastspiel des Russisch -Deut -
schen Theaters „Der blaue Bogel", von dem künstlerische Ein -
drücke seltenster Art erwartet werden dürfen , sei nochmals
aufmerksam gemacht. Die Vorstellung beginnt um halb acht
Uhr.

Konfliktsbeilegung bei Haid & Reu . Wie wir erfahren , ist der
Konflikt bei der Firma Haid St Neu durch Verhandlungen der
Organisation und der Betriebsleitung nunmehr beigelegt und
eine Einigung erzielt worden. Der Betrieb wird am 1 . Juli
wieder eröffnet , jedoch könne»? vorerst nur 50 Prozent der Be¬
legschaft eingestellt werden.

Bom Schöffengericht wurde der seit Jahren beschäftigungs-
lose August Froböse ivegeu 18 schwerer Einbruchdiebstähle ( ver-
übt in Karlsruhe , Heidelberg, Baden -Baden , Mannheim , Frei -
bürg , Darmstadt und Frankfurt ) zu 15 Jahre « Zuchthaus ver-
urteilet. — Ferner hat das Schöffengericht eine Einbrecher-
und Hehlergesellschaftverurteilt , die im Oktober und November .
1923 in Karlsrzche 25 Kellereinbrüche und sinen Einbruch im
Karlsruher Güterbahnhof verübte . Von den Hauptangeklagten
erhielten der Taglöhner Emil Linder von Teutfchneureuth zwei
Jahre 9 Monate Gefängnis , der Taglöhner Walter Schatzner
von Karlsruhe 3 Jahre 4 Monate Gefängnis , der Maler Wer-
ner Ewald 2 Jahre 4 Monate Gefängnis , der Hilfsarbeiter
Max Scheffel van Karlsruhe 2 Jahre 6 Monate Gefängnis ,
der Brunnenbauer Wilhelm Tremmel von Karlsruhe 1 Jahr
9 Monate Gefängnis , der Packer Friedrich Seitz von Rintheim
2 Jahre 9 Monate Gefängnis , die Ehefrau Barbara Mürle
geb . Trenunel (wegen fortgesetzter Hehlerei ) 1 Jahr Gefäng -
ms , der Schneider Eugen >seitz von Rintheim ( wegen Heh -
lerei ) 3 Monate und die Arbeiterin Emma Sofie Bachmann
von Karlsruhe (wegen Begünstigung ) 10 Tage Gefängnis .
Ein Teil der Untersuchungshaft wurde in Anrechnung gebracht.
(Der Staatsanwalt hatte für die Hauptangeklagten Zuchthaus-
strafen beantragt gehabt . ) Linder , Zchatzner, Friedrich Seitz ,
Ewald , Scheffel. Tremmel und Mürle wurden die bürgerlichen
Ehrenrechte auf 5 Jahre aberkannt .

Hlurze « ackricdten aus » aden
DZ . Mannheim , 19. Juni . Für den gestrigen Sonntag hatte

die »»« muuistisch« Partei , Unterbezirk Mannheim, zu einer
Kundgebung für die . revolutionärenKänDfer" auf dem Mann-
heimer Friedhof einen Aufruf ergehen lassen , ohne der Po -
lizei davon Kenntnis zu geben. Als die Polizei hiervon Kennt -
nis bekam, hat sie die Kundgebung verboten . Trotzdem stellton
sich zu der festgesetzten Stunde , vormittag ? 10 Uhr, mehrere
hundert Personen auf dem Friedhof ein und die Polizei schritt
zur Auflösung der Versammlung . Die Räumung geschah ohne
weiteren Widerstand.

(DZ . Renchen, 15 . Juni . Zu der Gedenkfeier in Erinnerung
an den 300 . Geburtstag Grimmelshausens , des Dichters des
Simplizisftmus , wild mitgeteilt , daß an den Vorbereitungen
hierfür schon seit geraumer Zeit die Gemeinde Renchen und
der Historische Verein für Mittelbaden beteiligt sind . Die
Feier soll am 13. Juli stattfinden . Im Mittelpunkt steht eine
Festrede des Grim>molshausen -Horf <k«rs Professor Dr . Ofte-
ring -Karlsruhe und eine Freilichtaufführung von Szenen aus
dsm Sianplizissimus , dramatisiert oon Max Clauß und unter
Spielleitung von Dr . W. Rube vom Kurtheater in Baden -
Badsn.

DZ . Emmendingen , 15. Juni . Der Arberterbildungsverein
Emmendingen beging heute die Feier seines Lvjährigen Beste-
henS und verband damit einen großen Gesangswettstveit , an
dem sich etwa 58 Vereine mit rund 3000 Sängern beteiligten.

DZ . Freiburg , 20. Juni - In der Nacht vom Dienstag zum
Mittwoch kurz nach 1 Uhr landete «in französisches Groß -
kampfflugzeug auf der Gemarkung Gundelfingen. Die In -
fassen , ein Öffizrerstelwertreter und ein Sergeant vom 21.
Flieger -Regiment in Ranch , hatten eine Karte bei sich, in der
der Flug von Mainz über KaiserÄautern i« ch Ranch eingetra -
gen war . Anscheinend hatten sie sich verirrt . Die Landung er-
folte auf einem Kartoffelacker in der Nähe von Gundelfin -
gen, wobei sich das Flugzeug derart p'stfuhr , «daß es nicht mehr
losgebracht werden konnte, sondern abmontiert werden mutzte.
Die beiden franASftschen Flieger wurden einem! Verhör unter¬
zogen, dann aber wieder freigelassen Das Flugzeug liegt
noch an dem Landungsplatz und wird von 'dem französischen
Sergeanten bewacht, während der andere französische Flieger
nach Frankreich abgereist iffî um seiner französischen Dienst-
stelle Bericht zu erstatten .

DZ . Freiburg i Br ., 20. Juni . Am frühen Morgen de?
FronleichnamStages ist Domjbapitular Dr . Huber im Alter von
53 Jahren gestorben. Dr . Huiber wurde am \ September
1872 in Harenberg , Amt Wiesloch, geboren. Er gehört seit
1921 der hohen Kirchenregierung an .

DZ . Billingen , 17. Juni . Am vergangenen Sonntag feiert«
der katholische Arbeiterverein das Fest seines 30jährigen Iubi -
läumS, das in jeder Beziehung einen schönen Verlauf nahm.
Am Vormittag zog ein stattlicher Zug zum Festgotitesdienst im
Münster , wo der Gründer des Vereins , Stadtpfarrer Groß ,
die Festpredigt hielt . Am Nachmittag tagte dann die Haupt -
Versammlung. Stadtpfarrer Kling begrüßte die Erschienenen
und besonders auch die zahlreichen Ehrengäste . Nach einigen
Vorträgen des Männergesan -Mereins „Sängerkreis " ergriff Ab-
geordneter Ziegslinoier das Wort und behandelte in längereu
iAusführungen die ^wichtigster « Arbeiterfragen des Tages »
Naivem auch der Berbandspräses , Monsign. Dr . Walterbach-
München, zu den grundsätzlichen Kernfragen für die katholische
Ardeiterschaft Stellung genommen hatte , wurde die Tagung
mit einigen weiteren Darbietungen des Sängerkreises ge»
schloffen.

Dandel und Mirtsckatt
Aachen Münchener- Thuringia . Wie uns mitgeteilt wird,

hat die im Jahre 1853 gegründete Versicherungsgesellschaft
Thurinzia in Erfurt sich der Aachener und Müchener Gruppe
angeschloffen . Neben einer Kapitalbeteiligung der Aachener
und Münchener Feuer -Versicherungs-Gesellschflft ist ein Aus¬
tausch von Aktien sowie von Aufsichtsratsmitgliedern borge»
sehen.

Süddeutsche Heu - und Strohpreise. Es notierten an der
letzten Börse je 100 Kilogramm Wiesenheu 5,5 bis 6,5 ( und.),
Kleeheu 6,5 bis 7,5 (unv . ) , drahtgepreßtes Stroh 3,5 bis 4,5
(unv . ).

Bom Holzmarkt . Der Markt ist leblos. Alle Versuche,
durch Preisermäßigungen das Geschäft in Stamm - und Zopf-
wäre , in Kanthölzern , besäumten ' Bohlen , astreinen Seiten
zu beloben , waren bisher erfolglos infolge der bei den Holz-
Händlern und Möbelfabrikanten herrschenden Geldnot. We-
sentlich ermäßigte Angebote scheiterten vielfach an den Schwie-
rigkeiten der Regulierung . Manche Interessenten verweigern
auch die Hergabe von Wechseln und .-wie man hört, lehnen
größere Firmen die aus Frühjahrsabschlüssen jetzt fälligen
Aczeptzahlungen ab . Derartige Weigerungen sind natürlich
für das Geschäft sehr nachteilig, weil die Sägewerke mit den
erwarteten und vereinbarten Zahlungen rechneten.

Nach einer Bekanntmachung der DevisenbrschaffunftSsfette
vom 17 . Juni lfd . IS . beträgt der Loudoner Goldtzrei» für eine
Unze Kemgold 96 sh. 6 d . üeKw. für ein Gramm -Feingold
36,8447 ponce.

Staatsanzeiger
, Bekanntmachung

Festsetzung des Zuschlags zu de« Brandentschädignngen .
, Der gemäß Artikel 4 des Gesetzes vom 4. August 1920 über
j die Abänderung des Gebäudeversicherungsge-setzes zu gewäh-
, rende Zuschlag zu der gesetzlichen Entschädigung wird bis auf,

w^ . -eres in der Weise festgesetzt, daß für Schadensfälle , in
denen die Wiederherstellung der Gebäude nach dem 31 . März
1924 erfolgt ist, eine Gesamtentschädigung (Grundentschädi-
grnig samt Zuschlag ) gewährt wird in Höhe des Betrages, der
sich durch Vervielfachen der nach Baupreisen bom 1 . August
1914 festgesetzten Entschädigung mit 120 Prozent des amtlich
notierten Kurses der Goldmark ( Berliner Mittelkurs ) vom
Vortage der Auszahlung ergibt . Als Auszahlungs -tag gilt der
Tag , an welchem die Kasse der Gebäudeversicherungsanstalt
den Zahlungsauftrag an ihre Zahlungsstellen übersendet.

Karlsruhe , den 17. Juni 1924.
Der Minister deS Inner «

Remmele

Bekanntmachung
Nachdem ein Einverständnis unter den Beteiligten gemäß

§ 193 der alten Gomeindeordnung (i . B . mit § 105 Absatz 5
GO . ) nicht erzielt worden ist, wurde die Vereinigung der ab-
gesonderten Gemarkung Hof Lilach mit der Gemeinde Poppen-
hausen (Amt Tauberbischofsheim) unter Aufhebung der gegen-
seitigen Gemarkungsgrenzen mit Wirkung vom 1 . April 1924
auf Grund des § 105 Abs. 1 GO . angeordnet .

Die Anordnung ist rechtswirksam.
I Karlsruhe , den 13. Juni 1924.

Der Minister des Innern '
I . St . : Scheffelmeier .

Bekanntmachungen
Den Gemeinden Bühl und Bühlertal wurde die Genehmi«

gung erteilt , unter samtverbindlicher Haftbarkeit wertbestän-
dige Schuldverschreibungen auf den Inhaber bis zum Gegen-
Wert von 3092 Festmetern Nadelnutzholz 3. Klasse sowie -die
zugehörigen Zinsscheine auf den Inhaber auszugeben .

Karlsruhe , den 16. Juni 1924.
Der Minister des Inner «

I . V. : Leer »

Bekanntmachung
Der zwischen den abgesonderten Gemarkungen Hergen) .adt

und Wemershof und der Stadtgemeinde Adelsheim , Amts »
bezirk Adelsheim, abgeschlossenen Vereinbarung üb« die Ver-
einigung der abgesonderten Gemarkungen mit der Stadtge «
meinde Adelsheim mit Wirkung vom 1 . Januar 1925 würbe

j unter Aufhebung der gegenseittgen Gemarkungsgrenzen die
{ staatliche Genehmigung erteilt .

Karlsruhe , den 13. Juni 1924 .
Der Minister des Inner »

Remmele

personeller Teil
Ernennungen . Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamte«
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner »

Ernannt:
Die Oberrevisoren Ernst Hübler in Waldshut . Karl Dörz-

dach in Mosbach, Wilhelm Engelhardt in Karlsruhe, David
Hummel in Kehl, Oberrevisor Gustav Betz in Lahr und Adolf
Warth in Sinsheim zu Revisionsiuspektore -n.

Rottenmeister Friedrich Käsmann in Karlsruhe zum Plan-
mäßigen Polizeiwachtineister , Poliizeiassistent August Maure »
in Karlsruhe zum Polizeisekvetär.

Versetzt:
Amtmann Adols Münch an das Bezirksamt Schopfheim.

In den einstweilige« Ruhestand versetzt:
Verwaltungsoberinspektor Rudolf Krauth beim Bezirksamt

Heidelberg, Oberpfleger Rudolf Lämmker und Karl Mußler ,
Oberpflsgerin Marie Butz und Adelheid Bauer , Pfleger Ro-
man Madlinger , sämtlich bei der Heil- und Pflegeanftalt Jl -
lqnau , Pflegerin Mina Werner bei der Heil- und Pflegean »
statt Wiesloch .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt:

Professor Dr . Josef Münch an der Oberrealschule in Bruch-
sal zum Direktor daselbst .

Gestorben :
Professor Dr . Karl Schmidt am Gymnasium in Wertheim.

Tief erschüttert erfüllen wir hiermit die
traurige Pflicht , den unerwarteten Tod
unseres hochverehrten

Herrn Direktors

Dr.Wilhelm Kirsch
bekannt zu geben .

Wir verlieren an ihm einen vorbildlichen
Lehrer , einen wohlwollenden Vorgesetzten
und lieben Freund . Er war ein Mann
von eiserner Pflichterfüllung , seltener
Arbeitsfreude und nie versagender Hilfs¬
bereitschaft . Er wird uns unvergessen
bleiben .

Die Lehrerschaft
der Oberrealschule Schopfheim.

Bekanntmachung.
Der gesamte Durchgangsverkehr für Fahrzeuge vom

Westen nach Osten wird auf der Kaiserstratze zwischen
Waldhornstraße und Durlachertor für die Dauer der
Straßenarbeiten gemäß §§ 366 Ziff. 10, 23 Kraftfahr¬
zeugverordnung gesperrt. W.760

Karlsruhe , den 17 . Juni 1924 . O .Z .72
Badisches Bezirksamt. Polizeidirektion &

Gezeugnhx

David Sohne etlahA<%S
Vertreter : Alfons Aigeldinger , Karlsruhe
Marienstraße 60 . ■ Fernruf 2569 . D361

Städtisches Konzerthaus .
(Vorstellung des Badischen Landestheaters .)

Freitag , 20. Juni . 7lL —10 Uhr . Park . I M. 4 .00.
Th .-Gem . B . V .B . I Sondergruppe .

Erstes Gastspiel des Rassisch- Deutschen Theaters .
Der blaue Vogel .

Stadtisches Konzerthaus .
(Vorstellung des Badischen Landestheaters .)

Samstag , 21 . Juni . 7lL —10 Uhr . Park . IM . 4 .00.
Th .-Gem . B .V .B . Nr . 7401 —7800.

Zweites Gastspiel des Rassisch- Deutschen Theaters.
Der blaue Vogel .

errenstoffe
srresstraSe 22

8ütg«I. Rechtspflege
i . kvkitW ««ichtsdamit.

Konkurseröffnung.
W749 . Bruchsal . Uber

daS Vermögen des Fabri-
kanten Arthur Seifert in
Bruchsal wurde am lö ^juni

1924 , nachmittags 4*/4 Uhr,
das Konkursverfahren er-
öffnet wegen Zahlungsun -
fähigkeit.

Zum Konkursverwalter
wurde Gerichtsoberverwal»
ter a . D . Baumann tn
Bruchsal ernannt .

Kon kursforderungen find
bis zum 3. Juli 1924 da-
hier anzumelden .

Erste Gläubigerversaann -
hing findet statt am Frn«
tag . dm 11 . Jnli 1924 , M»
mittagö 11 Nhr, und eben-
falls Prüfungstermin .

Offener Arrest und An -
zeigeftist am A

Bruchsal . 16. Jum 195"
Der Gerichtsschrnber

des Amtsgerichts.

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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